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Sehr geehrte Mandanten,

zuverlässige Fachinformationen sind in der heutigen schnelllebigen

Arbeitswelt immer wichtiger. Dies muss man Ihnen als Leser dieser

Steuerinformation nicht extra erklären.

Dennoch müssen die Kosten der Informationsbeschaffung oder Infor-

mationsweitergabe auch im Auge behalten werden. Die öffentliche

Hand scheint dies jedoch nicht immer zu schaffen, wie ein Fall im Ber-

liner Abgeordnetenhaus zeigt.

Zur Informations- und Kommunikationsverbesserung plant der Justiz-

senator einen hausinternen E-Mail-Newsletter, um die mehr als 3.000

Mitarbeiter drei Mal im Jahr auf dem Laufenden zu halten. Eine gute

Sache, sollte man meinen. Das dicke Ende kommt jedoch noch.

Die Produktion eines dieser hausinternen Schreiben soll stolze 3.830

Euro kosten! Wohl gemerkt: 3.830 Euro pro Newsletter! Bei den drei

geplanten Ausgaben im Jahr werden daher nahezu 11.500 Euro im

Haushalt eingeplant!

Warum das so teuer ist? Naja, die von den Verwaltungsmitarbeitern

verfassten Texte werden vor dem Versand an ihre Kollegen noch von

einer externen Agentur sprachlich und redaktionell überarbeitet und

aufbereitet. Pro Newsletter wird dabei von einem Arbeitsaufwand der

damit beauftragten Agentur von etwa 46 Stunden ausgegangen.

Warum das nötig ist? Tja, vielleicht weil die Verwaltung ihr eigenes

Amtsdeutsch nicht mehr versteht.

Da haben Sie es besser. Um die häufig in schwierigem und unverständ-

lichem Amtsdeutsch verfassten Steuerregeln zu verstehen, können Sie

auf Ihren folgenden Newsletter zurückgreifen. Und das auch noch als

Serviceleistung Ihrer Steuerkanzlei. In diesem Sinne:

Eine informative Lektüre wünscht Ihnen

Daniel Klein

Steuerberater
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Die Informationen in diesem Mandantenbrief wurden sorg- fältig ausge-
wählt und zu- sammengestellt. Doch beachten Sie bitte, dass dieser Ser-
vice weder eine Beratung ersetzt, noch einen Beratervertrag dar- stellt.
Bitte haben Sie deshalb Verständnis dafür, dass wir keine Gewährleistung
für die Richtigkeit oder Aktualität der hier wiedergegebenen Infor-matio-
nen übernehmen. Bei einem Rechts- oder Steuer- problem vereinbaren
Sie des- halb einen Termin in unserer Kanzlei. Nur hier erhalten Sie eine
verbindliche Beratung, die auf Ihr persönliches Problem bezogen ist.
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Alle 
Steuerzahler

Termine: Steuern und Sozialversicherung

10.12.

 � Umsatzsteuer

 � Lohnsteuer

 � Kirchensteuer zur Lohnsteuer

 � Einkommensteuer

 � Kirchensteuer

 � Körperschaftsteuer

Die dreitägige Zahlungsschonfrist endet am 15.12. für den Eingang der 

Zahlung.

Zahlungen per Scheck gelten erst drei Tage nach Eingang des Schecks 

bei der Finanzbehörde (Gewerbesteuer und Grundsteuer: bei der Ge-

meinde- oder Stadtkasse) als rechtzeitig geleistet. Um Säumniszu-

schläge zu vermeiden, muss der Scheck spätestens drei Tage vor dem 

Fälligkeitstag vorliegen.

Fälligkeit der Sozialversicherungsbeiträge Dezember 2014

Die Beiträge sind in voraussichtlicher Höhe der Beitragsschuld spätes-

tens am drittletzten Bankenarbeitstag eines Monats fällig. Für Dezem-

ber ergibt sich demnach als Fälligkeitstermin der 23.12.2014.

Darlehensbearbeitungsentgelte: Verjährungsbeginn 
für Rückforderungen geklärt

Der Bundesgerichtshof (BGH) hat in zwei Entscheidungen erstmals 

über die Frage des Verjährungsbeginns für Rückforderungsansprüche 

von Kreditnehmern bei unwirksam formularmäßig vereinbarten Dar-

lehensbearbeitungsentgelten befunden. Danach begann die kennt-

nisabhängige dreijährige Verjährungsfrist nach §§ 195, 199 Absatz 1 

Bürgerliches Gesetzbuch (BGB) für früher entstandene Rückforde-

rungsansprüche erst mit dem Ende des Jahres 2011 zu laufen, weil Dar-

lehensnehmern die Erhebung einer entsprechenden Rückforderungs-

klage nicht vor 2011 zumutbar war.

In den Verfahren begehren die Kläger von den beklagten Banken die 

Rückzahlung von Bearbeitungsentgelten, die die Beklagten im Rahmen 

von Verbraucherdarlehensverträgen formularmäßig berechnet haben. 

Beide Klagen waren erfolgreich.

In beiden Verfahren habe die jeweilige Beklagte die streitigen Bearbei-

tungsentgelte durch Leistung der Klagepartei ohne rechtlichen Grund 

erlangt, so der BGH. Die Vereinbarung von Bearbeitungsentgelten in 

Allgemeinen Geschäftsbedingungen (AGB) für Verbraucherkreditver-

träge sei unwirksam, wie der BGH bereits früher entschieden habe. 

Die Rückzahlungsansprüche beider Kläger seien zudem nicht verjährt. 

Bereicherungsansprüche verjährten nach § 195 BGB grundsätzlich in 

drei Jahren. Die regelmäßige Verjährungsfrist beginne mit dem Schluss 

des Jahres, in dem der Anspruch entstanden ist und der Gläubiger von 

den den Anspruch begründenden Umständen Kenntnis erlangt hat 

oder ohne grobe Fahrlässigkeit erlangen musste (§ 199 Absatz 1 BGB). 

Der Gläubiger eines Bereicherungsanspruchs habe Kenntnis von den 

anspruchsbegründenden Umständen, wenn er von der Leistung und 

den Tatsachen weiß, aus denen sich das Fehlen des Rechtsgrundes 

ergibt. Nicht erforderlich sei hingegen in der Regel, dass er aus den 

ihm bekannten Tatsachen die zutreffenden rechtlichen Schlüsse zieht. 

Ausnahmsweise könne aber die Rechtsunkenntnis des Gläubigers den 

Verjährungsbeginn hinausschieben, wenn eine unsichere und zweifel-

hafte Rechtslage vorliegt, die selbst ein rechtskundiger Dritter nicht 

in einem für die Klageerhebung ausreichenden Maße einzuschätzen 

vermag. Das gelte erst recht, wenn der Durchsetzung des Anspruchs 

eine gegenteilige höchstrichterliche Rechtsprechung entgegensteht. 

In einem solchen Fall fehle es an der Zumutbarkeit der Klageerhebung 

als übergreifender Voraussetzung für den Verjährungsbeginn.

Angesichts des Umstands, dass Bearbeitungsentgelte in „banküblicher 

Höhe“ von zuletzt bis zu zwei Prozent von der älteren Rechtsprechung 

des BGH gebilligt worden seien, sei den Darlehensnehmern vorliegend 

die Erhebung einer Rückforderungsklage erst zumutbar, nachdem 

sich im Laufe des Jahres 2011 eine gefestigte oberlandesgerichtliche 

Rechtsprechung herausgebildet hatte, die Bearbeitungsentgelte in 

AGB beim Abschluss von Verbraucherdarlehensverträgen missbilligte. 

Seither habe ein rechtskundiger Dritter billigerweise damit rechnen 

müssen, dass Banken die erfolgreiche Berufung auf die ältere Recht-

sprechung des BGH künftig versagt werden würde. Ausgehend hiervon 

seien derzeit nur solche Rückforderungsansprüche verjährt, die vor 

2004 entstanden sind, sofern innerhalb der absoluten – kenntnisunab-

hängigen – zehnjährigen Verjährungsfrist des § 199 Absatz 4 BGB vom 
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Kreditnehmer keine verjährungshemmenden Maßnahmen ergriffen 

worden sind.

Bundesgerichtshof, Urteile vom 28.10.2014, XI ZR 348/13 und XI ZR 

17/14

Mehrwertsteuersystem: EU-Kommission stellt  
Optionen vor

In einem aktuell veröffentlichten Papier erläutert die Europäische Kom-

mission Überlegungen zur Gestaltung eines einfacheren, wirksameren 

und betrugssichereren Mehrwertsteuersystems für den Binnenmarkt 

in der Europäischen Union (EU). Ziel ist nach Angaben der Kommissi-

on die Schaffung eines „endgültigen Mehrwertsteuersystems“, das das 

seit mehr als 20 Jahren in der EU geltende vorläufige und überholte 

System ersetzen soll.

Bisher seien grenzüberschreitende Lieferungen von Gegenständen in 

der EU von der Mehrwertsteuer befreit, während der EU-interne Er-

werb im Mitgliedstaat des Erwerbs besteuert werde, erläutert die 

Kommission. Dieses System habe sich jedoch als betrugsanfällig und 

als hochkompliziert für grenzübergreifende Geschäfte erwiesen.

Umfangreiche politische und fachliche Konsultationen hätten erge-

ben, dass ein auf dem Ursprungsort basierendes System nicht realisier-

bar sei. Vielmehr bestehe Einigkeit darin, dass ein endgültiges System 

auf dem Grundsatz des Bestimmungsorts basieren müsse, das heißt 

die Mehrwertsteuer sei am Bestimmungsort der Gegenstände zu ent-

richten. Dieses System könne jedoch für Lieferungen von Gegenstän-

den zwischen Unternehmen auf unterschiedliche Weise gestaltet und 

umgesetzt werden. In dem jetzt veröffentlichten Papier stellt die Kom-

mission fünf Optionen vor, die sie für durchführbar hält:

 � Der Lieferer ist für die Erhebung und Entrichtung der Mehrwert-

steuer verantwortlich, und die Besteuerung von Lieferungen hängt 

davon ab, wohin die Gegenstände geliefert werden.

 � Der Lieferer ist für die Erhebung und Entrichtung der Mehrwert-

steuer verantwortlich, und die Besteuerung von Lieferungen hängt 

davon ab, wo der Kunde niedergelassen ist.

 � Der Kunde – nicht der Lieferer – schuldet die Mehrwertsteuer, und 

besteuert wird dort, wo der Kunde niedergelassen ist (Umkehrung 

der Steuerschuldnerschaft).

 � Der Kunde – nicht der Lieferer – schuldet die Mehrwertsteuer, und 

besteuert wird dort, wohin die Gegenstände geliefert werden.

 � Der Status quo wird beibehalten, allerdings mit einigen Änderun-

gen.

Die Kommission werde nun eine eingehende Bewertung vornehmen, 

um festzustellen, welche Auswirkungen die einzelnen Optionen für die 

Unternehmen und die Mitgliedstaaten hätten. Für das Frühjahr 2015 

hat sie angekündigt, auf der Grundlage ihrer Erkenntnisse das mögli-

che weitere Vorgehen zu erläutern.

Europäische Kommission, PM vom 30.10.2014

Vollmachtsdaten: Neues Muster

Das Bundesfinanzministerium (BMF) hat das Muster für die Bevoll-

mächtigung von Steuerberatern und Steuerberatungsgesellschaften 

neu gefasst.

Hintergrund: Mit Schreiben vom 10.10.2013 (IV A 3 – S 0202/11/10001) 

hatte das BMF Muster für eine Bevollmächtigung von Steuerberatern, 

Steuerberatungsgesellschaften und Lohnsteuerhilfevereinen im Be-

steuerungsverfahren veröffentlicht, deren Nutzung unabdingbare Vo-

raussetzung für die elektronische Übermittlung von Vollmachtsdaten 

nach amtlich vorgeschriebenem Datensatz ist.

Das als Anlage 1 des BMF-Schreibens vom 10.10.2013 bekannt gege-

bene Muster für die Bevollmächtigung von Steuerberatern und Steuer-

beratungsgesellschaften ist nun laut Ministerium neu gefasst worden, 

damit es künftig von allen nach § 3 Steuerberatungsgesetz (StBerG) 

zur unbeschränkten Hilfeleistung in Steuersachen befugten Personen 

und Gesellschaften verwendet werden kann.

Vollmachten, die Steuerberatern und Steuerberatungsgesellschaften 

nach dem mit BMF-Schreiben vom 10.10.2013 veröffentlichten Mus-

ter erteilt wurden, gelten nach Angaben des BMF unabhängig hiervon 

unverändert weiter und können der elektronischen Übermittlung von 

Vollmachtsdaten an die Finanzverwaltung nach amtlich vorgeschrie-

benem Datensatz weiterhin zugrunde gelegt werden. Vorbehaltlich 

abweichender landesspezifischer Bestimmungen gelte Entsprechen-

des für die mit BMF-Schreiben vom 07.05.2014 geregelte Nutzung 

von Vollmachten für die Freischaltung zur ElsterKontoabfrage, wenn 

die Vollmacht uneingeschränkt erteilt worden sei. Würden die Voll-
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machtsdaten nicht elektronisch an die Finanzverwaltung übermittelt, 

sei die Verwendung des amtlichen Musters freigestellt.

Bundesfinanzministerium, Schreiben vom 03.11.2014, IV A 3 – S 

0202/11/10001

Antrag auf Anwendung des Teileinkünfteverfahrens 
muss mit Abgabe der Steuererklärung gestellt  
werden

Wer private Beteiligungserträge erzielt, muss den Antrag, das Teilein-

künfteverfahren anstelle des Abgeltungssteuersatzes anzuwenden, 

spätestens mit Abgabe der Einkommensteuererklärung stellen. Dies 

hat das Finanzgericht (FG) Münster entschieden. Die Revision zum 

Bundesfinanzhof wurde zugelassen.

Die Klägerin war im Jahr 2009 zu 90 Prozent an einer GmbH betei-

ligt. Die hieraus erzielten Kapitalerträge gab sie in der gemeinsam mit 

ihrem Ehemann abgegebenen Einkommensteuererklärung an, ohne 

hierzu weitere Anträge zu stellen. Das Finanzamt wandte daher den 

Abgeltungssteuersatz von 25 Prozent an. Nach abschließender Frei-

gabe, aber noch vor Bekanntgabe des Einkommensteuerbescheids, 

beantragten die Kläger, die Kapitalerträge zu 60 Prozent nach dem 

Regelsteuersatz zu besteuern (so genanntes Teileinkünfteverfahren). 

Diesen Antrag lehnte das Finanzamt als verspätet ab. Die Kläger führ-

ten demgegenüber aus, dass sie ihre Steuererklärung mindestens bis 

zur Bekanntgabe des Bescheids um den erforderlichen Antrag ergän-

zen dürften.

Dem folgte das FG nicht und wies die Klage ab. Die Kläger hätten zwar 

grundsätzlich die Möglichkeit, die Anwendung des Teileinkünftever-

fahrens nach § 32d Absatz 2 Nr. 3 Einkommensteuergesetz (EStG) zu 

beantragen, weil die Klägerin zu mindestens 25 Prozent an der GmbH 

beteiligt war. Die Vorschrift sehe jedoch ausdrücklich vor, dass der 

Antrag spätestens zusammen mit der Einkommensteuererklärung ge-

stellt werde. Sinn dieser strengen Fristregelung sei es, klare und prak-

tikable Voraussetzungen für die Ausübung des Wahlrechts zu schaffen.

Demgegenüber sehe das Gesetz für die Ausübung anderer Wahlrechte 

(zum Beispiel in Bezug auf die Günstigerprüfung nach § 32d Absatz 6 

EStG) gerade keine derartige Ausschlussfrist vor. Im Hinblick auf die 

Ausübung eines Wahlrechts stehe den Klägern auch nicht das Recht zu, 

ihre Steuererklärung zu berichtigen, weil die Erklärung nicht unrichtig 

oder unvollständig gewesen sei. Es komme daher nicht darauf an, ob 

der Bescheid bereits bekannt gegeben worden sei oder nicht.

Finanzgericht Münster, Urteil vom 21.08.2014, 7 K 4608/11 E, nicht 

rechtskräftig

Bundestags-Finanzausschuss stimmt Ratinggesetz zu

Der Finanzausschuss des Deutschen Bundestages hat am 05.11.2014 

einer Neuordnung des Ratingwesens zugestimmt. Mit den Stimmen 

der Koalitionsfraktionen CDU/CSU und Bündnis 90/Die Grünen nahm 

der Ausschuss den von der Bundesregierung eingebrachten Entwurf ei-

nes Gesetzes zur Verringerung der Abhängigkeit von Ratingagenturen 

(BT-Drs. 18/1774) an. Die Fraktion Die Linke enthielt sich. Zuvor waren 

auf Antrag der Koalitionsfraktionen einige überwiegend redaktionelle 

Änderungen an dem Entwurf vorgenommen worden.

Ziel des Gesetzentwurfs ist es, die Abhängigkeit der Finanzbranche 

von Bewertungen der Ratingagenturen zu verringern. Die unkritische 

und häufig schematische Übernahme von Ratings von Ratingagentu-

ren zur Einstufung der Bonitätsgewichtung von Kreditnehmern und 

Wertpapieren zu aufsichtsrechtlichen Zwecken durch Unternehmen 

der Finanzbranche habe häufig zu einer unzureichenden Einschätzung 

der Ausfallrisiken geführt, so die Begründung der Regierung. Dies habe 

zum Entstehen der Finanzmarktkrise im Herbst 2008 beigetragen.

Der Gesetzentwurf, mit dem auch europäisches Recht umgesetzt wird, 

sieht vor, dass die Unternehmen der Finanzbranche in Zukunft bei der 

Bonitätseinschätzung stärker eigene Einschätzungen von Risiken vor-

nehmen müssen. Mit dem Gesetzentwurf werden in die Bußgeldvor-

schriften des Kapitalanlagegesetzbuches zudem neue Tatbestände für 

Ordnungswidrigkeiten aufgenommen.

Ein Sprecher der CDU/CSU-Fraktion betonte, in der Finanzkrise seien 

die Probleme mit Ratingagenturen deutlich geworden. Jetzt gehe es 

darum, die Bedeutung von Ratings zu verringern. Zugleich würden eu-

ropäische Agenturen im Wettbewerb mit den großen amerikanischen 

Agenturen gestärkt. Die SPD-Fraktion bezeichnete den Entwurf nicht 

unbedingt als Meilenstein, „aber immerhin als Mosaikstein“ in der Fi-

nanzmarktregulierung. Die Wirtschaft werde jetzt etwas unabhängiger 

von den Agenturen.
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Die Fraktion Die Linke erkannte zwar an, dass die geplanten Maß-

nahmen in die richtige Richtung gingen. Erforderlich sei jedoch die 

Schaffung einer öffentlichen europäischen Ratingagentur. Die Fraktion 

Bündnis 90/Die Grünen erklärte, wesentliche Änderungen an den Fi-

nanzmärkten seien nicht zu erwarten. Eine Frage sei auch, ob Ratings 

bei der Banken- und Versicherungsregulierung weiterhin im bisherigen 

Umfang vorausgesetzt werden sollten.

Deutscher Bundestag, PM vom 05.11.2014

Vergebliche Anschaffungskosten für Vermögens- 
anlage sind keine Werbungskosten für Kapital- 
einkünfte

Wer für eine Vermögensanlage vergeblich Anschaffungskosten getä-

tigt hat, kann diese Aufwendungen nicht als Werbungskosten bei den 

Kapitaleinkünften in Ansatz bringen. Dies stellt das Finanzgericht (FG) 

Hamburg klar.

Der Kläger beabsichtigte, die Anteile an einer GmbH zu erwerben und 

ihre Geschäftsführung von ihren aus Altersgründen ausscheidenden 

Gesellschaftern zu übernehmen. Zur Begrenzung seiner persönlichen 

Haftung sollten Anteilserwerb und Finanzierung über eine weitere, 

noch zu gründende GmbH erfolgen, deren Alleingesellschafter-Ge-

schäftsführer der Kläger werden wollte. Letztlich scheiterten seine 

Bemühungen.

Nachdem das Finanzamt nur einen Teil seiner Ausgaben – Aufwen-

dungen für Finanzierungs- und Steuerberatung sowie Zahlung einer 

Entschädigung für einen rückabzuwickelnden Finanzierungs- bezie-

hungsweise Bürgschaftsvertrag – als Werbungskosten für Einkünfte 

aus nichtselbstständiger Arbeit anerkannt hatte, zog der Kläger vor 

Gericht. Er macht geltend, bei den vergeblich aufgewendeten Grün-

dungskosten handele es sich um Werbungskosten bei den Einkünften 

aus Kapitalvermögen.

Das FG wies die Klage ab. Anschaffungskosten, einschließlich der An-

schaffungsnebenkosten einer Vermögensanlage, gehörten nicht zu 

den abzugsfähigen Werbungskosten bei den Einkünften aus Kapital-

vermögen. Auch vergeblich aufgewendete Anschaffungskosten blie-

ben Anschaffungskosten. Bei nicht abnutzbaren Wirtschaftsgütern des 

Privatvermögens seien sie grundsätzlich nicht zu berücksichtigen. Da 

Wirtschaftsgüter des Kapitalvermögens mangels Abnutzbarkeit nicht 

abschreibungsfähig seien und vergebliche Anschaffungskosten das 

steuerrechtliche Schicksal erfolgreicher Anschaffungsaufwendungen 

teilten, seien auch die Anschaffungskosten und Nebenkosten bei den 

Einkünften aus Kapitalvermögen nicht berücksichtigungsfähig. Wel-

che Kosten dem Anschaffungsvorgang im Einzelfall zuzuordnen seien, 

bestimme sich nach wirtschaftlichen Gesichtspunkten. Dabei sei ein 

bloßer kausaler oder zeitlicher Zusammenhang mit der Anschaffung 

nicht ausreichend. Vielmehr komme es auf die Zweckbestimmung der 

Aufwendungen an.

Aufwendungen, die für den Erwerb einer Kapitalanlage gemacht 

werden, rechneten, anders als Aufwendungen bei einer bestehenden 

Kapitalanlage, nicht zu den Werbungs-, sondern zu den Anschaf-

fungskosten. Denn zu diesen gehöre nicht nur der Kaufpreis in enge-

rem Sinn, sondern alles, was der Erwerber aufwenden müsse, um das 

Wirtschaftsgut zu erlangen. Beratungskosten, die im Zusammenhang 

mit einem Erwerb anfielen, seien dann Anschaffungskosten, wenn die 

Kaufentscheidung bereits grundsätzlich getroffen worden sei. Vergeb-

lich aufgewandte Beratungskosten anlässlich der fehlgeschlagenen 

Gründung einer Kapitalgesellschaft gehörten zu den Anschaffungsne-

benkosten einer – erstrebten – Beteiligung und nicht zu den Werbungs-

kosten bei den Einkünften aus Kapitalvermögen.

Finanzgericht Hamburg, Urteil vom 23.04.2014, 6 K 248/13, rechts-

kräftig
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Verlust aus verfallener Call-Option kann steuer- 
mindernd zu berücksichtigen sein

Ein Verlust aus einer verfallenen Call-Option kann im Rahmen der Ein-

kommensteuererklärung steuermindernd geltend gemacht werden. 

Dies hat das Finanzgericht (FG) Düsseldorf entschieden. Der Bundes-

finanzhof hat die Revision auf die Nichtzulassungsbeschwerde des Fi-

nanzamts hin zugelassen.

Die Klägerin erwarb im Jahr 2011 so genannte Call-Optionsscheine 

einer Bank, die noch im selben Jahr als wertlos aus ihrem Depot aus-

gebucht wurden. Den aus diesen Geschäften entstandenen Verlust 

machte sie in ihrer Einkommensteuererklärung als negative Einkünfte 

aus Kapitalvermögen geltend. Das beklagte Finanzamt versagte die 

Anerkennung.

Dem ist das FG Düsseldorf entgegengetreten. Zur Begründung hat es 

ausgeführt, dass zu den steuerbaren Gewinnen aus Termingeschäf-

ten, durch die der Steuerpflichtige einen Differenzausgleich erlange, 

auch Gewinne aus Optionsgeschäften zählten. Dies gelte auch für die 

so genannte Call-Option, bei welcher der Käufer einer Option gegen 

Zahlung eines Entgelts das Recht erhalte, an einem bestimmten Tag 

vom Verkäufer der Option den Verkauf einer bestimmten Menge eines 

Bezugsobjekts zu einem vorher festgelegten Preis (Basis) zu erlangen. 

Dieses Recht werde beendigt, wenn es zu einem Differenzausgleich 

führe. Erfasst würden nur Vorteile, die auf dem Basisgeschäft beruh-

ten. Dies gelte nach der Rechtsprechung des Bundesfinanzhofs im Fall 

der Durchführung des Basisgeschäfts ebenso wie im Fall eines Baraus-

gleichs bei Derivatgeschäften. Erfasst werde die positive wie negative 

Differenz.

Werde die Option nicht ausgeübt und von der Bank als wertlos aus-

gebucht, bleibe das Termingeschäft zwar ohne Differenzausgleich im 

Basisgeschäft. Da aber auch eine negative Differenz steuerbar wäre, 

müsse es für das Nichtausüben einer wirtschaftlich wertlosen Option 

– ein Weniger – im Hinblick auf das Gleichbehandlungsgebot eben-

so sein, sodass die Optionsprämien als Werbungskosten abgezogen 

werden könnten. Das Gesetz verlange vom Steuerpflichtigen kein 

wirtschaftlich sinnloses Verhalten, sondern besteuere ihn nach dem 

Grundsatz der Leistungsfähigkeit. Diese sei aber im Hinblick auf die 

aufgewandten Optionsprämien ungeachtet der Durchführung eines 

Differenzausgleichs gemindert.

Finanzgericht Düsseldorf, Urteil vom 26.02.2014, 7 K 2180/13 E

Gewinn aus der Veräußerung von Xetra-Gold- 
Wertpapieren ist nicht steuerbar

Ein Überschuss, den ein Steuerpflichtiger aus der Veräußerung so ge-

nannter Xetra-Gold-Wertpapiere erzielt, ist nicht nach § 20 Absatz 2 

Nr. 7 in Verbindung mit Absatz 1 Nr. 7 Einkommensteuergesetz (EStG) 

steuerpflichtig. Dies stellt das Finanzgericht (FG) Baden-Württemberg 

klar. Gegen das Urteil wurde Revision eingelegt. Diese läuft beim Bun-

desfinanzhof unter dem Aktenzeichen VIII R 35/14.

Der Kläger hatte im September 2008 Xetra-Gold Wertpapiere erwor-

ben. Dabei handelt es sich um börsenfähige Inhaberschuldverschrei-

bungen, die jeweils einen Anspruch auf Lieferung von einem Gramm 

Gold verbriefen. Durch Veräußerung dieser Wertpapiere im März 2010 

erzielte der Kläger einen Veräußerungsgewinn, den das beklagte Fi-

nanzamt als Einkünfte aus Kapitalvermögen der Einkommensteuer 

unterwarf. Mit seiner Klage begehrt der Kläger eine Änderung des Ein-

kommensteuerbescheids für 2010 mit der Begründung, der Veräuße-

rungsgewinn sei nicht steuerbar.

Das FG hat der Klage stattgegeben. Die Wertpapiere erfüllten nicht die 

Voraussetzungen des § 20 Absatz 2 Nr. 7 in Verbindung mit Absatz 1 

Nr. 7 EStG, weil sie keine Kapitalforderung verbrieften. Der Kläger habe 

ausschließlich einen Anspruch auf Lieferung von Gold und nicht auf 

die Rückzahlung von Kapital. Der Anspruch auf die Lieferung von Gold 

werde nicht dadurch zu einem Anspruch auf Geld, weil der Kläger die 

Möglichkeit habe, die Wertpapiere am Sekundärmarkt zu veräußern. 

Für den Begriff der Kapitalforderung im Sinne des § 20 Absatz 1 Nr. 7 

EStG sei es unerheblich, ob die Kapitalforderung durch ein handelbares 

Wertpapier verkörpert oder eine Schuldverschreibung verbrieft werde. 

Die Verwertung am Sekundärmarkt und damit die Handelbarkeit führe 

nicht zu einer Veränderung des Anspruchs gegenüber dem Emittenten.

Finanzgericht Baden-Württemberg, Urteil vom 23.06.2014, 9 K 

4022/12

Allgemeine 
Informationen
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Wohngebäudeversicherung: Gefrorenes Wasser hat 
mit dem Sturm nur indirekt zu tun

Platzt Verblendmauerwerk von einer Gebäudefassade ab, weil wäh-

rend eines Sturms Wasser eingedrungen ist, das – bei Frost gefroren 

– zu dem Malheur geführt hat, so muss die Wohngebäudeversicherung 

des Hauseigentümers dafür nicht aufkommen. 

Das Argument, wegen des Sturms habe das Wasser nicht abfließen 

können, erkannte das Gericht nicht an, nachdem ein Sachverständi-

ger festgestellt hatte, dass die Ziegelsteine nicht frostbeständig waren 

und dass das Eindringen von Wasser in die Verblendung auf die nicht 

ordnungsgemäße Verfugung und die vielen (fast) offenen Stoßfugen 

zurückzuführen sei.

LG Flensburg, 4 O 124/12

Keine Kinderwagenrampe bei Gefährdung des  
Zugangs für Miteigentümer

Ein Wohnungseigentümer kann von den Miteigentümern des Hauses 

nicht verlangen, dass sie die Errichtung einer Kinderwagenrampe im 

Eingangsbereich dulden oder genehmigen, wenn dies den Zugang ge-

fährden oder zumindest erschweren würde. Dies hat das Amtsgericht 

(AG) München entschieden und die Klage eines Familienvaters auf 

Duldung der Errichtung einer Kinderwagenrampe abgewiesen.

Der Kläger ist Eigentümer einer Wohnung in München und Vater ei-

nes dreijährigen Kindes. Seine Frau erwartet ein weiteres Kind. Der 

Eingangsbereich des Hauses, in dem sich seine Eigentumswohnung 

befindet, ist so gestaltet, dass man über sieben Treppenstufen mit ei-

ner Breite von mindestens 2,46 Metern vom Bürgersteig hinunter zur 

Hauseingangstür gelangt. Es gibt keinen weiteren Zugang zum Haus, 

der ohne Treppenstufen erreichbar ist. Der Kläger beantragte bei der 

Eigentümerversammlung, dass der Eingangsbereich barrierefrei um-

gebaut wird, damit Kinderwägen leichter hinuntergeschoben werden 

können. Sein Antrag wurde abgelehnt. Daraufhin klagte der Kläger ge-

gen die übrigen Eigentümer der Anlage. Er meint, die Miteigentümer 

seien verpflichtet, den Umbau zu dulden, um eine erhebliche Gefähr-

dung des Kindes, insbesondere beim Hinabtragen des Kinderwagens 

über die Stufen, durch Stolpern zu vermeiden. Die Umbaukosten woll-

te der Kläger allein tragen und sich zudem verpflichten, den ursprüng-

lichen Zustand wieder herzustellen, wenn die Familie auszieht. Würde 

die Rampe gebaut, verbliebe für das normale Begehen der Stufen eine 

Breite von 1,68 Meter.

Die Klage hatte keinen Erfolg. Nach Ansicht des AG München müssen 

die Miteigentümer den Bau einer Rampe für den Kinderwagen weder 

genehmigen noch dulden. Vorliegend sei das Interesse des Klägers, 

eine Gefährdung seines im Kinderwagen liegenden Kindes beim Hin-

abtragen durch Stolpern zu vermeiden, abzuwägen gegen die Nach-

teile, die den Miteigentümern entstehen durch den Einbau der Rampe. 

Dabei sei zu berücksichtigen, dass der Kläger selbst nicht gehbehindert 

sei und es also nicht darum gehe, ihm selbst einen leichten und gefähr-

dungsfreien Zugang zu seiner Wohnung zu ermöglichen.

Die Rampe führe zu einer deutlichen Reduzierung der Breite der Trep-

pen, was sich insbesondere bei Umzügen und Transporten auswirken 

würde. Bei Dunkelheit, Feuchtigkeit, Schneefall oder Eisglätte bestün-

de zudem die Gefahr, dass Personen, die beim Begehen der Treppe aus 

Versehen auf die Rampe gelangen, ausrutschen oder stürzen und sich 

dabei erheblich verletzen. Dies berühre die Interessen der Miteigentü-

mer an einem leichten und gefährdungsfreien Zugang zu ihren Woh-

nungen. Die Errichtung der Rampe würde mithin zu Nachteilen führen, 

die über das bei einem geordneten Zusammenleben unvermeidbare 

Maß hinausgehen. Die Interessen der Miteigentümer an der Beibehal-

tung des bisherigen Zustands überwögen also das Interesse des Klä-

gers an der Errichtung der Rampe, so das AG abschließend.

Amtsgericht München, Urteil vom 09.08.2014, 481 C 21932/12 WEG, 

rechtskräftig

Dachlawinen: Anbringen von Schneefanggittern  
genügt Verkehrssicherungspflicht

Ein Hauseigentümer genügt seiner Verkehrssicherungspflicht im Hin-

blick auf Dachlawinen in der Regel dadurch, dass er Schneefanggitter 

anbringt. Dies hat das Amtsgericht (AG) München entschieden.

Im Januar 2013 stellte der Kläger seinen Pkw ordnungsgemäß am 

Fahrbahnrand einer Straße in München ab. Von dem Haus, vor dem der 
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Kläger geparkt hatte, ging kurz darauf eine Schneelawine vom Dach 

ab, obwohl auf dem Dach ein Schneefanggitter angebracht war. Die 

Schneelawine traf direkt den Pkw des Klägers. Die Kofferraumabde-

ckung und die Heckscheibe wurden stark beschädigt. Nach dem Unfall 

ließ der Kläger von einem Sachverständigen ein Unfallgutachten er-

stellen. Dieser stellte fest, dass hinsichtlich des Kfz ein wirtschaftlicher 

Totalschaden entstanden war.

Der Kläger verlangt von der Hauseigentümerin einen Betrag in Höhe der 

Differenz zwischen dem Wiederbeschaffungswert und dem Restwert 

des Pkw sowie die Kosten für das Sachverständigengutachten in Höhe 

von 415 Euro. Er meint, dass die Hauseigentümerin trotz des Schnee-

fanggitters auf dem Dach ihre Verkehrssicherungspflicht verletzt habe. 

Das Dach des Gebäudes habe ein extrem starkes Gefälle mit über 60 

Grad. Deswegen könne das Schneefanggitter nur eingeschränkt seine 

Funktion erfüllen. Die Eigentümerin habe damit ihre Verkehrssiche-

rungspflicht verletzt und müsse seinen Schaden ersetzen.

Die Klage gegen die Hauseigentümerin hatte keinen Erfolg. Die Haus-

eigentümerin sei mit dem Anbringen der Schneefanggitter ihrer Ver-

kehrssicherungspflicht ausreichend nachgekommen, so das AG Mün-

chen. Grundsätzlich habe im Fall von Dachlawinen jeder selbst für die 

Sicherheit seines Eigentums Sorge zu tragen. Folglich müsse auch der 

Pkw-Halter seinen Pkw an einem vor Dachlawinen sicheren Ort abstel-

len. Erst bei konkreten Gefahren sei der Hauseigentümer verpflichtet, 

durch geeignete Maßnahmen Dritte vor Schäden zu schützen. Je nach 

Einzelfall könne es auf die allgemeine Schneelage vor Ort, die Neigung 

des Daches, die örtlichen Gepflogenheiten und die konkrete Witte-

rungslage ankommen.

Im vorliegenden Fall hat das AG keine konkreten Umstände, die zu-

sätzliche Maßnahmen erforderlich machen könnten, festgestellt. Ins-

besondere habe die Hauseigentümerin keine Warnschilder aufstellen 

müssen. Das Aufstellen von Warnschildern sei nicht durch gesetzliche 

Vorschriften geregelt. Weder die Bayerische Bauordnung enthalte eine 

Regelung zum Schutz vor Dachlawinen noch gebe es eine entspre-

chende Verordnung der Stadt München. Eine Pflicht zur Aufstellung 

von Warnschildern erübrige sich auch dadurch, dass der Geschädigte 

als Ortsansässiger ohnehin mit der Gefahr von Dachlawinen – unab-

hängig von der Schräge des Daches – vertraut sei und es somit keiner 

zusätzlichen Warnung bedürfe.

Amtsgericht München, Urteil vom 11.03.2013, 274 C 32118/13, rechts-

kräftig

Ausländische Sorgerechtsentscheidung durch  
deutsches Familiengericht abänderbar

Ein deutsches Familiengericht ist berechtigt, eine ausländische Sorge-

rechtsentscheidung abzuändern, wenn das Kindeswohl dies gebietet. 

Das hat das Oberlandesgericht (OLG) Hamm entschieden.

Die 38-jährige Kindesmutter und ihr 13-jähriger Sohn stammen aus 

Rumänien. Seit der Trennung vom rumänischen Kindesvater im Jahr 

2005 leben Mutter und Sohn in Deutschland. Im September 2006 

sprach der rumänische Gerichtshof Oradea der Mutter mit Zustim-

mung des Vaters das Recht zur „Großerziehung und Belehrung“ des 

Kindes zu und beließ es im Übrigen bei der gemeinsamen elterlichen 

Sorge. Nach Schwierigkeiten der Mutter mit der Erziehung ihres Soh-

nes nahm das Jugendamt das Kind zunächst zeitweise in Obhut. Nach-

dem eine Betreuung im Haushalt der Mutter nicht möglich war, wurde 

der Junge im Dezember 2012 in die Wohngruppe eines Kinderheims 

aufgenommen, in welcher er seitdem lebt. Mit dem angefochten 

Beschluss entzog das Familiengericht dem Vater vollständig und der 

Mutter teilweise – unter anderem hinsichtlich der Aufenthaltsbestim-

mung und der Gesundheitsfürsorge – die elterliche Sorge. Gegen die-

sen Beschluss hat sich die Mutter mit ihrer Beschwerde gewandt und 

die Übertragung der alleinigen elterlichen Sorge auf sich beantragt, um 

das Kind in ihren Haushalt zurückzuholen.

Die Beschwerde der Kindesmutter ist erfolglos geblieben. Das OLG 

Hamm hat zunächst die internationale Zuständigkeit der deutschen 

Familiengerichte festgestellt. Diese werde durch den gewöhnlichen 

Aufenthalt des Kindes in Deutschland begründet. Die deutschen Fami-

liengerichte seien zudem befugt, das Urteil des rumänischen Gerichts-

hofes Oradea abzuändern. Eine derartige, in Deutschland grundsätz-

lich anerkennungsfähige Entscheidung eines ausländischen Gerichts 

könne abgeändert werden, wenn dies aus triftigen, das Wohl des Kin-

des nachhaltig berührenden Gründen angezeigt sei.
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Hiervon sei im vorliegenden Fall auszugehen. Nach der durchgeführten 

Beweisaufnahme, insbesondere dem vom OLG eingeholten familien-

psychiatrischen Gutachten, sei von einer Gefährdung des Kindeswohls 

auszugehen, wenn es derzeit zu einer Rückführung des Kindes in den 

Haushalt der Mutter kommen würde. Für das Kindeswohl sei es des-

wegen erforderlich, der Mutter die elterliche Sorge teilweise zu ent-

ziehen.

Oberlandesgericht Hamm, Beschluss vom 15.09.2014, 3 UF 109/13, 

rechtskräftig

Unfallversicherungsschutz greift nicht bei Ausflug 
einer kleinen Betriebseinheit

Arbeitnehmer sind während ihrer Arbeit gesetzlich unfallversichert. 

Der Unfallversicherungsschutz umfasst auch betriebliche Gemein-

schaftsveranstaltungen, wenn diese allen Beschäftigten des Unter-

nehmens offen stehen. Ein betrieblicher Ausflug einer kleinen Gruppe 

von Mitarbeitern ist hingegen nicht versichert. Dies hat das Hessische 

Landessozialgericht (LSG) entschieden. Die Revision wurde nicht zu-

gelassen.

Eine Angestellte der Deutschen Rentenversicherung Hessen arbeitet in 

einer Dienststelle in Nordhessen. Zusätzlich zum Weihnachtsumtrunk 

der gesamten Dienstelle mit 230 Mitarbeitern war es den Unterabtei-

lungen gestattet, eigene Weihnachtsfeiern während der Dienstzeit zu 

organisieren. Die Abteilung der Klägerin führte eine Wanderung durch, 

an der zehn der insgesamt 13 Personen teilnahmen. Bei diesem Ausflug 

stürzte die Frau und verletzte sich an Ellenbogen und Handgelenk. Die 

Berufsgenossenschaft lehnte eine Anerkennung als Arbeitsunfall mit 

der Begründung ab, dass die Veranstaltung nicht allen Betriebsange-

hörigen offen gestanden habe.

Das LSG gab der Berufsgenossenschaft Recht. Sei die Teilnahme an 

einer betrieblichen Gemeinschaftsveranstaltung freiwillig, könne sie 

zwar dennoch der versicherten Tätigkeit zugerechnet werden, weil sol-

che Veranstaltungen den Zusammenhalt in der Belegschaft und mit 

der Unternehmensführung zu fördern geeignet seien. Diese Auswei-

tung des Versicherungsschutzes durch die Rechtsprechung sei jedoch 

eng zu begrenzen. Voraussetzung sei, dass die Veranstaltung von der 

Unternehmensleitung als betriebliche Gemeinschaftsveranstaltung 

angesehen werde und allen Beschäftigten offen stehe. Bei großen Be-

trieben könne an die Stelle des Gesamtbetriebes eine einzelne Abtei-

lung treten.

Bei der Deutschen Rentenversicherung Hessen mit etwa 2.350 Be-

schäftigten wäre dies die örtliche Dienststelle der Klägerin mit circa 

230 Beschäftigten, nicht aber eine kleine Unterabteilung mit lediglich 

13 Mitarbeitern. Zudem wiesen die Richter darauf hin, dass mit der 

Wahl einer Aktivität, die von vornherein nur für einen eng begrenzten 

Personenkreis umsetzbar sei, kein Unfallversicherungsschutz herbeige-

führt werden könne.

Landessozialgericht Hessen, L 3 U 125/13

Fahrspuren auf dem Rastplatz mahnen zur Vorsicht

Das Oberlandesgericht Hamm hat entschieden, dass auf öffentlich 

zugänglichen Parkplätzen die Regeln der Straßenverkehrsordnung gel-

ten, sodass ein- und ausparkende sowie Parkplätze suchende Autofah-

rer nicht dem fließenden, sondern dem ruhenden Verkehr zuzuordnen 

sind. Ein vorbeifahrender Wagen dürfe also nicht darauf vertrauen – 

anders als im normalen Straßenverkehr –, dass ein Ausparkender war-

ten würde, bis er vorbeigefahren sei. 

Aber: Sind zwischen den Stellplätzen Fahrspuren angelegt, so spreche 

das für einen „deutlichen Straßencharakter“ – mit der Folge, dass diese 

bauliche Anlage nicht dem Suchen von Parkplätzen, sondern der Zu- 

und Abfahrt dient. 

Im konkreten Fall war ein Lkw beim Ausrangieren von einem Stell-

platz auf einer Autobahnraststätte mit einem vorbeifahrenden Lkw 

kollidiert. Dem ausparkenden Lkw-Fahrer wurde die alleinige Schuld 

an dem Unfall zugesprochen, da der Zufahrtsweg zu den Stellplätzen 

eindeutig Straßencharakter gehabt habe.

OLG Hamm, 9 U 26/14


